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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die S & O Agrar AG i.I. 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES 
LAGEBERICHTS 

Eingeschränkte Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der S & O Agrar AG i.I. – bestehend aus der Bilanz 

zum 14. Juni 2019, der Gewinn- und Verlustrechnung, der Eigenkapitalverände-

rungsrechnung und der Kapitalflussrechnung für das Rumpfgeschäftsjahr vom 

2. August 2018 bis zum 14. Juni 2019 sowie dem Anhang, einschließlich der 

Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber 

hinaus haben wir den Lagebericht der S & O Agrar AG i.I. für das Rumpf-

geschäftsjahr vom 2. August 2018 bis zum 14. Juni 2019 geprüft. Die unter 

"Sonstige Informationen" genannten Bestandteile des Lageberichts haben wir in 

Einklang mit den deutschen gesetzlichen Vorschriften nicht inhaltlich geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 

Erkenntnisse 

- entspricht der beigefügte Jahresabschluss mit Ausnahme der möglichen 
Auswirkungen des im Abschnitt "Grundlage für die eingeschränkten 
Prüfungsurteile" beschriebenen Sachverhalts in allen wesentlichen Belangen 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften und vermittelt mit Ausnahme dieser möglichen Auswirkungen 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der Gesellschaft zum 14. Juni 2019 sowie ihrer Ertragslage für das 
Rumpfgeschäftsjahr vom 2. August 2018 bis zum 14. Juni 2019 und 

- vermittelt der beigefügte Lagebericht mit Ausnahme der möglichen Aus-
wirkungen des im Abschnitt "Grundlage für die eingeschränkten 
Prüfungsurteile" beschriebenen Sachverhalts insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen, mit Ausnahme 
dieser möglichen Auswirkungen, steht dieser Lagebericht in Einklang mit 
einem den deutschen gesetzlichen Vorschriften entsprechenden Jahresab-
schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Unser 
Prüfungsurteil zum Lagebericht erstreckt sich nicht auf den Inhalt der auf der 
Internetseite der Gesellschaft veröffentlichten Erklärung zur Unterneh-
mensführung und auf die unter "Sonstige Informationen" genannten 
Bestandteile des Lageberichts. 
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Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung mit Ausnahme 

der genannten Einschränkungen der Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 

zum Lagebericht zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des 

Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

 

Grundlage für die eingeschränkten Prüfungsurteile 

Ausweislich der uns vorliegenden Unterlagen und insbesondere dem 

Testatsexemplar des Abschlussprüfers der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 

2017/2018, wurden keine Prüfungsurteile zu dem Jahresabschluss und dem 

Lagebericht abgegeben. 

Als Grundlage für die Erklärung der Nichtabgabe von Prüfungsurteilen wird wie 

folgt ausgeführt: 

"Die fehlende Besetzung des Vorstands über einen langen Zeitraum bis zum 
7. März 2017 bedingt nicht nur eine Ungewissheit über die Vollständigkeit der 
Unterlagen zur Führung der Bücher, sondern auch eine Ungewissheit über die 
vollständige und zeitgerechte Erfassung der Geschäftsvorfälle in der 
Buchführung. Aus diesem Grunde war es uns unter Berücksichtigung unserer 
Kenntnisse aus den Prüfungen der Jahresabschlüsse auf den 1. August 2016 und 
1. August 2017 nicht möglich, hinreichende Sicherheit über die tatsächliche Höhe 
der Vermögenswerte und insbesondere der Schulden zu gewinnen, soweit sie in 
der Bilanz als Eröffnungsbilanzwerte zum 2. August 2017 und als 
Schlussbilanzwerte zum 1. August 2018 ausgewiesen sind. Aufgrund eines nicht 
durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrages werden die Schulden in Höhe von 
100 % der Bilanzsumme ausgewiesen. 

Dieser Sachverhalt hat umfassende Bedeutung auch für die Beurteilung der im 
Lagebericht erfolgten Darstellung des Geschäftsverlaufs einschließlich des 
Geschäftsergebnisses und der Lage der Gesellschaft sowie der Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung." 

Aufgrund der Nichtabgabe eines Prüfungsurteils über die Schlussbilanzwerte 

der Gesellschaft zum 1. August 2017, die die Eröffnungsbilanzwerte des von uns 

geprüften Rumpfgeschäftsjahres am 2. August 2018 darstellen, können wir auch 

aufgrund fehlender möglicher alternativer Prüfungshandlungen keine 

hinreichende Prüfungssicherheit hinsichtlich der Eröffnungsbilanzwerte 

erzielen. 
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Der Jahresabschluss ist insofern nur eingeschränkt beurteilbar. Ebenso ist die im 

Lagebericht erfolgte Darstellung des Geschäftsverlaufs einschließlich des 

Geschäftsergebnisses und der Lage der Gesellschaft sowie der Darstellung der 

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung nur eingeschränkt 

beurteilbar. 

 

Wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit 

Wir verweisen auf die Angaben in Abschnitt I. Allgemeine Angaben und II. 
Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze des Anhangs sowie auf die Angaben 
in Abschnitt B. Darstellung der Ertrags-, Vermögens- und Finanzlage, 
Unterabschnitt 5. Gesamtaussage zum Wirtschaftsbericht, sowie Abschnitt D. 
Risikobericht Unterabschnitt 1. Risiken aus fehlender Liquidität. Der Vorstand 
beschreibt zum einen, dass die im Insolvenzplan vorgesehenen Kapital-
maßnahmen noch nicht vollständig umgesetzt seien. Insofern sei derzeit noch 
unklar, ob die finanzielle Sanierung der Gesellschaft tatsächlich vollends gelänge. 
Vor dem Hintergrund dieser Unsicherheit erfolgt die Bilanzierung im 
abgelaufenen Rumpfgeschäftsjahr zu Liquidationswerten. Der Vorstand führt 
ferner aus, dass, sollten die vorgesehenen Kapitalmaßnahmen nicht wie geplant 
vollständig umgesetzt werden, dies zu einer angespannten Liquiditätslage der 
Gesellschaft und somit einem bestandsgefährdenden Risiko führen könne. 

Die beschriebenen Risiken weisen auf das Bestehen einer erheblichen Unsicher-
heit hin, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen kann und ein bestands-
gefährdendes Risiko im Sinne des § 322 Abs. 2 Satz 3 HGB darstellt. Unsere 
Prüfungsurteile sind bezüglich dieses Sachverhalts nicht modifiziert. 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-Abschlussprüferverordnung 

(Nr. 537/2014; im Folgenden „EU-APrVO") unter Beachtung der vom Institut der 

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vor-

schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-

prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 

Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unterneh-

men unabhängig in Übereinstimmung mit den europarechtlichen sowie den 

deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 

unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 

Anforderungen erfüllt. Darüber hinaus erklären wir gemäß Artikel 10 Abs. 2 
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Buchst. f) EU-APrVO, dass wir keine verbotenen Nichtprüfungsleistungen nach 

Artikel 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht haben. Wir sind der Auffassung, dass die 

von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unsere eingeschränkten Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 

und zum Lagebericht zu dienen. 

 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung des Jahresabschlusses 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach 

unserem pflichtgemäßen Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prüfung des 

Jahresabschlusses für das Rumpfgeschäftsjahr vom 2. August 2018 bis zum  

14. Juni 2019 waren. Diese Sachverhalte wurden im Zusammenhang mit unserer 

Prüfung des Jahresabschlusses als Ganzem und bei der Bildung unseres 

Prüfungsurteils hierzu berücksichtigt; wir geben kein gesondertes Prüfungsurteil 

zu diesen Sachverhalten ab. Zusätzlich zu dem im Abschnitt "Grundlage für die 

eingeschränkten Prüfungsurteile" beschriebenen Sachverhalt und dem im 

Abschnitt "Wesentliche Unsicherheitim Zusammenhang mit der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit" beschriebenen Sachverhalt haben wir keine weiteren 

Sachverhalte als besonders wichtige Prüfungssachverhalte bestimmt, die in 

unserem Bestätigungsvermerk mitzuteilen sind. 

 

Sonstige Informationen 

Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Informationen verantwortlich. 

Die sonstigen Informationen umfass die auf der Internetseite der Gesellschaft 

veröffentlichte Erklärung zur Unternehmensführung, die im Lagebericht 

enthaltene Versicherung der gesetzlichen Vertreter zum Jahresabschluss und 

zum Lagebericht nach § 264 Abs. 2 Satz 3 HGB bzw. § 289 Abs. 1 Satz 5 HGB und 

den uns nach dem Datum dieses Bestätigungsvermerks voraussichtlich zur 

Verfügung gestellten Bericht des Aufsichtsrats. 

Unsere eingeschränkten Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 

Lagebericht erstrecken sich nicht auf die sonstigen Informationen, und 

dementsprechend geben wir weder ein Prüfungsurteil noch irgendeine andere 

Form von Prüfungsschlussfolgerung hierzu ab. 
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Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verantwortung, die 

sonstigen Informationen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen 

Informationen 

- wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss, den inhaltlich geprüften 

Bestandteilen des Lageberichts oder unseren bei der Prüfung erlangten 

Kenntnissen aufweisen oder 

- anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahres-

abschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handels-

rechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 

dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind 

die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 

Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses 

zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten 

– falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 

verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachver-

halte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern 

einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 

Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 

Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des 

Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 

vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in 

Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner 

sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 

Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
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eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen 

gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 

Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungs-

prozesses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der 

Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder 

unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt 

ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 

wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung 

gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 

Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 

Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, 

der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 

beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie 

dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter 

Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine 

wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 

aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 

angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 

oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts 

getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren 

eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

· identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter 

oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im 

Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese 

Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und 

geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 

Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist 
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bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 

Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-

rende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen bein-

halten können. 

· gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses 

relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts 

relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu 

planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht 

mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der 

Gesellschaft abzugeben. 

· beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von 

den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit 

zusammenhängenden Angaben. 

· ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den 

gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 

erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 

Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 

Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 

wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungs-

vermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 

Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen 

sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 

Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 

Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 

oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre 

Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

· beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahres-

abschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 

zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 

Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
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· beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 

Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der 

Gesellschaft. 

· führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern 

dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis 

ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbeson-

dere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern 

zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 

sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 

Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 

Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es 

besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 

wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den 

geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame 

Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontroll-

system, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

Wir geben gegenüber den für die Überwachung Verantwortlichen eine Erklärung 

ab, dass wir die relevanten Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten haben, 

und erörtern mit ihnen alle Beziehungen und sonstigen Sachverhalte, von denen 

vernünftigerweise angenommen werden kann, dass sie sich auf unsere 

Unabhängigkeit auswirken, und die hierzu getroffenen Schutzmaßnahmen. 

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit den für die Überwachung 

Verantwortlichen erörtert haben, diejenigen Sachverhalte, die in der Prüfung des 

Jahresabschlusses für den aktuellen Berichtszeitraum am bedeutsamsten waren 

und daher die besonders wichtigen Prüfungssachverhalte sind. Wir beschreiben 

diese Sachverhalte im Bestätigungsvermerk, es sei denn, Gesetze oder andere 

Rechtsvorschriften schließen die öffentliche Angabe des Sachverhalts aus. 
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SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE ANFORDERUNGEN 

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU-APrVO 

Wir wurden vom Amtsgericht Leipzig am 5. August 2019 als Abschlussprüfer 

bestellt. Wir wurden am 22. August 2019 vom Aufsichtsrat beauftragt. Wir sind 

ununterbrochen seit dem Geschäftsjahr 2018/2019 als Abschlussprüfer der  

S & O Agrar AG i.I. tätig. 

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen einge-

schränkten Prüfungsurteile mit dem zusätzlichen Bericht an den Prüfungs-

ausschuss nach Artikel 11 EU-APrVO (Prüfungsbericht) in Einklang stehen. 

 

VERANTWORTLICHER WIRTSCHAFTSPRÜFER 

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Herr Stefan Mattner. 

 

 

Berlin, 27. September 2019 

 

MSW GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
 
__________________________________  
 Mattner 
 Wirtschaftsprüfer 
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S&O Agrar AG i.I., Leipzig

Bilanz zum 14. Juni 2019

AKTIVA PASSIVA

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro Euro

A. Umlaufvermögen

I. Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände

1. sonstige Vermögensgegenstände 17.541,08 11.109,84

II. Kassenbestand, Bundesbank-
guthaben, Guthaben bei
Kreditinstituten und Schecks 20.116,90 63.086,68

B. Rechnungsabgrenzungsposten 728,33 0,00

C. Nicht durch Eigenkapital
gedeckter Fehlbetrag 337.651,08 881.846,82

A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 3.780.000,00 3.780.000,00

II. Verlustvortrag 4.661.846,82- 4.583.715,46-

III. Jahresüberschuss 544.195,74 78.131,36-

nicht gedeckter Fehlbetrag 337.651,08 881.846,82

buchmäßiges Eigenkapital 0,00 0,00

B. Rückstellungen

1. sonstige Rückstellungen 47.157,00 39.728,00

C. Verbindlichkeiten

1. Anleihen 23.808,41 221.312,00
- davon konvertibel

Euro 23.808,41 
(Euro 221.312,00)

- davon mit einer Restlaufzeit
von mehr als einem Jahr
Euro 23.808,41 
(Euro 221.312,00)

2. Verbindlichkeiten aus
Lieferungen und Leistungen 127.497,37 363.061,06
- davon mit einer Restlaufzeit

bis zu einem Jahr
Euro 127.497,37 
(Euro 363.061,06)

3. sonstige Verbindlichkeiten 177.574,61 328.880,39 331.942,28
- davon mit einer Restlaufzeit

bis zu einem Jahr
Euro 0,00 (Euro 109.172,80)

- davon mit einer Restlaufzeit
von mehr als einem Jahr
Euro 177.574,61 
(Euro 222.769,48)

376.037,39 956.043,34 376.037,39 956.043,34
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S & O Agrar AG i.I., Leipzig

Gewinn- und Verlustrechnung 
für das Rumpfgeschäftsjahr vom 2. August 2018 bis 14. Juni 2019 

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro

1. sonstige betriebliche Erträge 636.907,87 0,00

2. sonstige betriebliche Aufwendungen 78.307,02 47.901,03

3. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 14.405,11 30.230,33

4. Ergebnis nach Steuern 544.195,74 78.131,36-

5. Jahresüberschuss 544.195,74 78.131,36-
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S&O Agrar AG i.I., Leipzig

Anhang 

für das Rumpfgeschäftsjahr vom 2. August 2018 

bis zum 14. Juni 2019

Allgemeine Angaben

Der Jahresabschluss der S&O Agrar AG i. I., Leipzig, Amtsgericht Leipzig, HRB

28026, für das Rumpfgeschäftsjahr vom 02. August 2018 bis 14. Juni 2019 wurde

nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches sowie nach den ergänzenden Vor-

schriften des Aktiengesetzes aufge stellt.

Die Gliederung und der Ausweis der Posten der Bilanz entsprechen den Vorschrif-

ten für große Kapitalgesellschaften (§ 266 HGB). 

Für die Gewinn-  und Verlustrechnung wird das Gesamtkostenverfahren nach §

275 Abs. 2 HGB angewendet.

Die Gesellschaft ist im regulierten Markt - General Standard der Frankfurter Wert-

papier bör se unter der Kennnummer "ISIN: DE0005236202“ gelistet. Entsprechend

gilt die Gesellschaft zum Bilanzstichtag als eine große Kapitalgesellschaft gemäß §

267 Abs. 3 HGB in Verbindung mit § 264d HGB.

Das Amtsgericht Leipzig hat mit Beschluss vom 2. August 2016, berichtigt mit Be-

schluss vom 29. August 2016, das Insolvenzverfahren über das Vermögen der S&O

Agrar AG i. I., Leipzig, eröffnet. Herr Rechtsanwalt Dr. Christoph Alexander Jaco-

bi, Leipzig, wurde zum Insolvenz-ver walter bestellt. Während des Insolvenzverfah-

rens wurde die Sanierung der Gesellschaft durch Umsetzung des Insolvenzplans

vorangetrieben. Der Insolvenzplan wurde in der Gläubigerver sammlung vom 7.

Februar 2019 beschlossen und am 10. Mai 2019 rechtskräftig. Mit Beschluss des

Amtsgerichts Leipzig vom 14. Juni 2019 wurde das Insolvenzverfahren über das

Vermögen der S&O Agrar AG i. I. aufgehoben. Die Gesellschaft hat daher für den

Zeitraum vom 2. August 2018 bis zum 14. Juni 2019 einen Jahresabschluss und für

dieses Rumpfgeschäftsjahr einen Lagebericht aufzustellen.

Aufgrund der über lange Zeiträume hinweg bis zum 7. März 2017 fehlenden Be-

setzung des Vorstands ist unklar, inwieweit die vorliegenden Buchhaltungsunterla-

gen in den Rumpfge schäftsjahren 1. Januar 2012 bis 1. August 2016 vollständig

sind. Soweit die Unterlagen auf findbar waren, wurden diese verbucht. 
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Festzuhalten ist auch, dass nur nachvollziehbare Vermö genswerte eingebucht wur-

den und die Verbindlichkeiten im Rahmen des Insolvenzverfahrens nur noch in

Höhe der freien Masse angesetzt wurden. Die freie Masse wurde dabei auf Basis

der vom In solvenzverwalter anerkannten Forderungen auf die Position Anleihe-

gläubiger, Gläu biger aus Lieferungen und Leistungen und sonstige Verbindlichkei-

ten aufge teilt. Die zur Tabelle angemeldeten Forderungen betragen

EUR 301.846,98, wovon EUR 286.029,09 vom Insolvenz verwalter anerkannt wur-

den. Die Insolvenzplan quote von 9,22 % wurde unmittelbar nach Ver fahrensauf-

hebung aus der vorhan denen freien Masse bezahlt. Es ist daher unter anderem

Ziel der Gesellschaft, durch den Insolvenzplan auch wieder eine vollständige Be-

richterstattung zu er möglichen.

Die Deutsche Balaton AG, Heidelberg, unterstützt den Insolvenzverwalter Herrn

Dr. Jacobi bei der Umsetzung des Insolvenzplanes für die S&O Agrar AG i. I. Hier-

zu hat die Deutsche Balaton AG, Heidelberg, dem Insolvenzverwalter unter der

Voraussetzung der Umsetzung eines Insol venzplans mit der Deutsche Balaton AG

einen Massezuschuss in Höhe von EUR 60.000,00 für die Begleichung der Verfah-

renskosten sowie zur Ausschüttung einer Quote, nach derzeitigem Kenntnisstand

von 9,22 % an die zur Tabelle angemeldeten Forderungen der Insolvenzgläubi ger,

durch Überweisung auf ein vom Insolvenzverwalter treuhänderisch verwaltetes

Konto im Geschäftsjahr 2016/2017 zur Verfügung gestellt. Des Weiteren hatte die

Deutsche Balaton AG, unter der Voraussetzung, dass es sich hierbei zwar nicht um

Masseverbindlichkeiten handelt, diese Verbindlichkeiten aber für den Fall der

Umsetzung eines Insolvenzplanes von der S&O Agrar AG i. I. anerkannt werden,

eine Kostenübernahmeerklärung abgegeben. 

Der in der Gläubigerversammlung am 7. Februar 2019 beschlossene und vom

Amtsgericht Leipzig am 10. Mai 2019 bestätigte Insolvenzplan sieht eine Kapital-

herabsetzung im Verhältnis 100:1 von EUR 3.780.000,00 um EUR 3.742.200,00 auf

EUR 37.800,00 in vereinfachter Form nach den Vorschriften über die vereinfachte

Kapitalherabsetzung (§§ 229 ff. AktG) vor. Zugleich soll eine Kapitalerhöhung ge-

gen Bareinlage in Höhe von EUR 113.400,00 (Barkapitalerhöhung 2019/I) durch

Ausgabe von 113.400 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien erfolgen. Den

Aktionären wird das Bezugsrecht auf die neuen Aktien entsprechend ihrem Anteil

am Grundkapital in einem Bezugsverhältnis von 1:3 gewährt. 

Sodann erfolgt eine weitere Kapitalerhöhung gegen Bareinlage in Höhe von

EUR 1.086.600,00 (Barkapitalerhöhung 2019/II) durch Ausgabe von 1.086.600 neu-

en, auf den Inhaber lautenden Stückaktien. 
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Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktio näre ist bei der Barkapitalerhöhung 2019/II

ausgeschlossen. Zum Bezug der neuen Aktien aus der Barkapitalerhöhung 2019/II

werden aus schließlich die Gläubiger der von der Schuldnerin ausgegebenen

6 %-Wandelanleihe von 2008/2013 (ISIN DE000A0SLZH9) zugelassen, die im Insol-

venzverfahren eine Forderung ange mel det haben und deren Forderung zur Tabel-

le festgestellt wurde. 

Bei beiden Kapitalerhöhungen erhalten die Bezugsrechte keine eigene Wertpapier-

kennnum mer; ein börsenmäßiger Bezugsrechtshandel findet nicht statt und wird

von der Gesellschaft nicht beantragt werden. Der Vorstand der Schuldnerin wird

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Konditionen der Bar-

kapitalerhöhungen 2019/I und 2019/II festzulegen und Einzelheiten ihrer Durch-

führung festzusetzen. Im Rahmen der Barkapitalerhöhungen nicht von Bezugsbe-

rechtigten gezeichnete Aktien werden von der Deutsche Balaton AG, Heidelberg,

übernommen. 

Der Unternehmensgegenstand der S&O Agrar AG i. I., Leipzig, soll geändert wer-

den in den ei ner Beteiligungsgesellschaft. Gemäß einem beauftragten Sanierungs-

gutachten vom 4. Juli 2017 bestünde nach Durchführung des Insolvenzplans für

die Gesellschaft mit den Mit teln aus den Barkapitalerhöhungen die Möglichkeit,

ihre Kosten zu verdienen und Gewinne zu erzielen. 

Die Kapitalherabsetzung sowie die Barkapitalerhöhung 2019/I wurden zwischen-
zeitlich umge setzt. Da die Barkapitalerhöhung 2019/II noch nicht umgesetzt wur-
de, besteht zum Bilanzstich tag keine Sicherheit, ob die Gesellschaft fortgeführt
werden kann. Da von einer Fortführung der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Auf-
stellung des Jahresabschlusses zum 14. Juni 2019 nicht ausgegangen werden kann,
kann die Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden nicht unter Annah-
me der Fortführung der Unternehmenstätigkeit gem. § 252 Abs.1 Nr. 2 HGB vor-
genommen werden.
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I. Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze

Nach den Erkenntnissen zum Bilanzstichtag wurden die im Jahresabschluss zum
14. Juni 2019 ausgewiesenen Vermögensgegenstände und Schulden einzeln zu Li-
quidationswerten bewer tet.

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind zum Nennwert an-
gesetzt, so weit nicht bei Währungspositionen gemäß § 256a HGB zum Devisenkas-
sakurs am Abschluss stichtag umzurechnen ist oder, im Falle erkennbarer Einzelri-
siken, der niedrigere beizulegende Wert anzusetzen ist.

Die liquiden Mittel werden zu Nominalwerten angesetzt. 

Bei der Bildung der sonstigen Rückstellungen wurde den erkennbaren Risiken

und ungewis sen Verbindlichkeiten zum Bilanzstichtag angemessen Rechnung ge-

tragen. Die Bemessung des Erfüllungsbetrags erfolgte in einer Höhe, die nach ver-

nünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig ist.

Sämtliche Verbindlichkeiten sind zu ihren Erfüllungsbeträgen bilanziert, soweit

nicht bei Wäh rungspositionen gemäß § 256a HGB zum Devisenkassakurs am Ab-

schlussstichtag umzurech nen ist.

II. Erläuterungen zu ausgewählten Posten der Bilanz

1. Sonstige Vermögensgegenstände

Die sonstigen Vermögensgegenstände haben eine Restlaufzeit von bis zu einem

Jahr.

2. Eigenkapital

Das Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von EUR 3.780.000,00 ist eingeteilt in

3.780.000 auf den Inhaber lautende Stammaktien (Stückaktien) mit dem rechneri-

schen Nennbetrag von EUR 1,00. Der Bilanzverlust bis zum Bilanzstichtag beträgt

EUR 4.117.651,08. Das daraus re sultierende buchmäßige Eigenkapital zum Bilanz-

stichtag beträgt EUR -337.651,08 und wird auf der Aktivseite als nicht durch Eigen-

kapital gedeckter Fehlbetrag ausgewiesen. 
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3. Sonstige Rückstellungen

Die sonstigen Rückstellungen in Höhe von TEUR 47 beinhalten im Wesentlichen

Kosten der Jahresabschlussprüfung (TEUR 17), Rückstellungen für ausstehende

Hauptver samm lungsko sten (TEUR 15) sowie Kosten für Aufsichtsratsvergütungen

(TEUR 13).

4. Wandelschuldverschreibung

Im März 2008 hat der Vorstand von der Ermächtigung zur Gewährung von Wan-

del schuldver schreibungen Gebrauch gemacht. Die Gesellschaft gewährte den In-

habern der Teilschuldver schreibungen Wandlungsrechte für auf den Inhaber laut-

ende nennbetragslose Stammaktien mit Stimmrecht (Stückaktien) der Gesell-

schaft. Die Gewährung erfolgte unter Ausnutzung des von der Hauptversammlung

am 28. September 2006 beschlossenen bedingten Kapitals in der ent sprechenden

Höhe. 

Die Laufzeit der Teilschuldverschreibungen begann am 1. März 2008 und endete

mit Ablauf des 28. Februar 2013. Die Teilschuldverschreibungen werden mit 6% p.

a. verzinst und sollten am Laufzeitende zum Nennbetrag zurückgezahlt werden.

Die Wandelschuldverschreibung ist seit dem 28. Februar 2013 zur Rückzahlung

fällig. Das Wandlungsrecht ist seitdem abgelaufen. Im Insolvenzplan wird den An-

leihegläubigern ein Bezugsrecht für die Bar kapitalerhöhung 2019/II gewährt. Die

zur Tabelle angemeldeten und festgestellten Forderungen sind mit der Insolvenz-

planquote von aktuell 9,22 % angesetzt.

5. Verbindlichkeiten

Die Verbindlichkeiten haben eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr und sind

nicht besichert. Die zur Tabelle angemeldeten und festgestellten Forderungen sind

mit der Insolvenzplanquote von aktuell 9,22 % angesetzt.
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III. Erläuterungen zu ausgewählten Posten der Gewinn- und Verlustrechnung

1. Sonstige betriebliche Erträge

Die sonstigen betrieblichen Erträge von TEUR 637 (Vorjahr: EUR 0) bestehen im

Wesentlichen aus periodenfremden Erträgen (TEUR 633) aufgrund der Sonderver-

jährung von Verbindlichkei ten gem. §§ 254b, 259b InsO im Rahmen der Abwick-

lung des Insolvenzplans vom 29. Novem ber 2018.

2. Sonstige betriebliche Aufwendungen

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen von TEUR 78 (Vorjahr: TEUR 48) re-

sultieren im We sentlichen aus Rechts- und Beratungskosten (TEUR 36), Ab-

schluss- und Prüfungskosten (TEUR 22), Kosten für die Deutsche Börse AG (TEUR

13) sowie Aufwandsentschädigung für den Aufsichtsrat (TEUR 4).

3. Zinsen und ähnliche Aufwendungen

Die Zinsen und ähnlichen Aufwendungen beinhalten im Wesentlichen den Zins-

aufwand für die begebene Anleihe (TEUR 12; Vorjahr: TEUR 13) sowie Zinsen für

Darlehen von Aktionären (TEUR 3; Vorjahr: TEUR 17).

IV. Bilanzverlust und Vorschlag zur Ergebnisverwendung

Zum 30. Juni 2019 ergibt sich der nachfolgende Bilanzverlust:

in EUR

Bilanzverlust zum 1. August 2018 - 4.661.846,82

Jahresüberschuss 544.195,74

Bilanzverlust zum 14. Juni 2019 -4.117.651,08

Der Vorstand wird der Hauptversammlung vorschlagen, den Bilanzverlust in Hö-

he von EUR 4.117.651,08 auf neue Rechnung vorzutragen.
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V. Sonstige finanzielle Verpflichtung

Die zum Bilanzstichtag passivierten Masseverbindlichkeiten in Höhe von TEUR

176, bestehen gegenüber der Deutsche Balaton AG, Heidelberg, („DBAG“).

Davon beruhen TEUR 60 auf dem Massezuschuss, den die Deutsche Balaton AG

dem Insol venzverwalter Herrn Dr. Jacobi zur Verfügung gestellt hat. Der Massezu-

schuss wurde dem In solvenzverwalter unter der Voraussetzung der Umsetzung ei-

nes Insolvenzplans mit der Deut sche Balaton AG für die Begleichung der Verfah-

renskosten sowie zur Ausschüttung einer Quo te, an die zur Tabelle angemeldeten

Forderungen der Insolvenzgläubiger, durch Überweisung auf ein vom Insolvenz-

verwalter treuhänderisch verwaltetes Konto im Geschäftsjahr 2016/2017 zur Verfü-

gung gestellt. Etwaige Restbeträge wären an die Deutsche Balaton AG zurück zu er-

statten gewesen. Der Massezuschuss wurde durch die Begleichung der Verfahrens-

kosten im Mai in Höhe von TEUR 35 und die Auszahlung der Insolvenzquote im

Juli in Höhe von TEUR 26 vollständig aufgebraucht.

Des Weiteren hatte die Deutsche Balaton AG, unter der Voraussetzung, dass es sich

hierbei zwar nicht um Masseverbindlichkeiten handelt, diese Verbindlichkeiten

aber für den Fall der Umsetzung eines Insolvenzplanes von der S&O Agrar AG i. I.

anerkannt werden, eine Kosten übernahmeerklärung abgegeben. 

Bis zum Bilanz stichtag betrugen die von der Deutsche Bala ton AG übernomme-

nen Kosten TEUR 116 und wurden als Verbindlichkeiten passiviert. Die Rückzah-

lung erfolgt verein barungsgemäß wenn die S&O Agrar AG i.I. in der Lage ist, aus

Er trägen, die nach der Umsetzung des Insolvenzplanes erwirtschaftet werden, oder

aus Kapitaler hö hungen, die nicht unter Beteiligung der Deutsche Balaton AG er-

folgen, die ent sprechenden Verbindlichkeiten zurückzuführen, bis dahin ist die

Verbindlichkeit durch die Deutsche Balaton AG gestundet.

VI. Nachtragsbericht

Die im Insolvenzplan beschlossene Kapitalerhöhung 2019/I in Höhe von EUR

113.400,00 wurde am 14. September 2019 durchgeführt und in voller Höhe ge-

zeichnet. Die Kapitalherabsetzung um EUR 3.742.200,00 und die Kapitalerhöhung

2019/I wurden beim Handelsregister zur Eintra gung angemeldet. Nach erfolgter

Eintragung wird umgehend mit der Kapitalerhöhung 2019/II in Höhe von EUR

1.086.600 begonnen. 
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Das in 2015 von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht („BaFin“) ver-

hängte Buß geld in Höhe von TEUR 118 konnte auf Grund von § 225 Abs. 3 InsO

durch die Insolvenz nicht ausgeschlossen oder eingeschränkt werden. Nach dem

Abschlussstichtag wurde das Bußgeld der BaFin über TEUR 118 bereits eingefor-

dert. Auf Grund der angespannten Liquiditätslage hat die S&O Agar AG i.I. eine

Stundung über zwei Jahre bei der BaFin beantragt, über den Antrag wurde jedoch

noch nicht beschieden.

VII. Sonstige Angaben

1. Entsprechenserklärung gemäß § 161 AktG

Vorstand und Aufsichtsrat der S&O Agrar AG i. I. haben zuletzt im Juli 2019 eine

Entsprechen serklärung zu den Empfehlungen der Regierungskommission

„Deutscher Corporate Governan ce Kodex" in der Fassung vom 7. Februar 2017 ge-

mäß § 161 AktG abgegeben und auf der Website des Unternehmens öffentlich zu-

gänglich gemacht.

2. Vorstand

Im Rumpfgeschäftsjahr vom 2. August 2018 bis zum 14. Juni 2019 war Herr Hans-

jörg Plagge mars, Unternehmensberater, als alleiniger Vorstand der S&O Agrar, AG

i. I. bestellt.

Herr Hansjörg Plaggemars hatte im Rumpfgeschäftsjahr vom 2. August 2018 bis

14. Juni 2019 neben seiner Tätigkeit als Vorstand der S&O Agrar AG i.I. noch nach-

folgende Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien im

Sinne des § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG inne:

- Biofrontera AG, Leverkusen (Mitglied des Aufsichtsrats bis 21. März 2019)

- Carus AG, Heidelberg (stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrats) 

- Deutsche Balaton Immobilien I AG, Heidelberg (Mitglied des Aufsichtsrats)

- Expedeon AG, Heidelberg, (Mitglied des Aufsichtsrats seit 9. Juli 2019),

- Ming Le Sport AG, Heidelberg, (Vorsitzender des Aufsichtsrats bis 25. Juli 2019)

- Nordic SSW 1000 Verwaltungs AG, Hamburg (Vorsitzender des Aufsichtsrats)

Leseexemplar - Rechtsverbindlich ist ausschließlich das ausgefertigte und gebundene Testatsexemplar. 



Seite 9

3. Mitglieder des Aufsichtsrats

(1) Oliver Martin, Leipzig, Rechtsanwalt, wurde bereits mit Beschluss der

Haupt ver sammlung am 12. Januar 2012 bis zum 31. August 2017 und durch

Be schluss des Amts ge richts Leipzig am 5. Dezember 2017 als Mit glied des

Auf sichts rats der S&O Agrar AG i.I. be stellt. Herr Oliver Martin hatte im

Rumpf ge schäfts jahr vom 2. August 2018 bis 14. Juni 2019 ne ben seiner Tätig-

keit als Vor sitzender des Aufsichtsrats der S&O Agrar AG i.I. keine weiteren

Mit glied schaften in Auf sichtsräten und anderen Kon trollgremien im Sin ne

des § 125 Abs. 1 Satz AktG in ne.

(2) Eva Katheder, Kauffrau, wurde durch Beschluss des Amtsgerichts Leip zig

am 5. Dezember 2017 als Mitglied des Aufsichtsrats der S&O Agrar AG i.I. be-

stellt. Frau Eva Ka theder hatte im Rumpfgeschäftsjahr vom 2. August 2018

bis 14. Ju ni 2019 neben ihrer Tätigkeit als stellvertretende Vorsitzende des

Auf sichts rats der S&O Agrar AG i.I. noch nachfolgende Mitgliedschaften in

Auf sichtsrä ten und an deren Kontrollgremien im Sinne des § 125 Abs. 1 Satz

5 AktG inne:

- Heidelberger Beteiligungsholding, Heidelberg, Aufsichtsratsvorsitzende,

- Investunity AG, Heidelberg, Aufsichtsratsvorsitzende,

- AEE Ahaus-Enscheder AG, Heidelberg, stellvertretende Aufsichtsratsvor-

sit zende,

- Strawtec Group AG, stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende,

- Balaton Agro Invest AG, Heidelberg, stellvertretende Aufsichtsratsvor sit-

zende,

- CARUS AG, Heidelberg, Aufsichtsratsmitglied,

- Mistral Media AG, Frankfurt, Aufsichtsratsmitglied.

(3) Heinz Matthies, Bankkaufmann, wurde durch Beschluss des Amtsgerichts

Leipzig am 5. Dezember 2017 als Mitglied des Aufsichtsrats der S&O Agrar

AG i.I. bestellt. Herr Heinz Mat thies hatte im Rumpfgeschäftsjahr vom 2. Au-

gust 2018 bis 14. Juni 2019 neben seiner Tätigkeit als Mitglied des Aufsichts-

rats der S&O Agrar AG i.l. keine weiteren Mitglied schaften in Auf sichtsräten

und ande ren Kontroll gremien im Sinne des § 125 Abs. 1 Satz AktG inne.
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4. Bezüge des Vorstands und Aufsichtsrats

Dem Vorstand wurden keine Bezüge im Rumpfgeschäftsjahr ausbezahlt. Für Ver-

gütungen des Aufsichtsrats werden im Zeitraum 2. August 2018 bis 14. Juni 2019

TEUR 4 unter den Posten „sonstige betriebliche Aufwendungen“ ausgewiesen, kor-

respondierend zur Bildung einer Rück stellung mit Ausweis unter den Posten

„sonstige Rückstellungen“. Im Rumpfgeschäftsjahr 2018/2019 wurden jedoch kei-

ne Vergütungen an Mitglieder des Aufsichtsrats der S&O Agrar AG i.I. ausgezahlt.

5. Zahl der Mitarbeiter

Im Zeitraum 2. August 2018 bis 14. Juni 2019 beschäftigte die Gesellschaft keine

Mitarbeiter.

6. Abschlussprüferhonorar

Im Rumpfgeschäftsjahr beträgt das Honorar des Abschlussprüfers ausschließlich

für Abschlus sprüfungsleistungen TEUR 17. 

VIII. Mitteilungen nach dem Aktiengesetz bzw. Wertpapierhandelsgesetz

Stimmrechtsmitteilung nach § 40 Abs. 1 WpHG vom 7. März 2019

· Herr Andreas Stöbich hat uns gemäß § 33 Abs. 1 WpHG mitgeteilt, dass sein

Stimm rechtsanteil an der S&O Agrar AG i. I., Leipzig, am 26. Februar 2019 die

Schwelle von 3 % der Stimmrechte unterschritten hat und an diesem Tag 1,08 %

(das entspricht 41.000 Stimmrech ten) betragen hat.

Stimmrechtsmitteilung nach § 40 Abs. 1 WpHG vom 3. Juli 2018

· Herr Peter Brake hat uns gemäß § 33 Abs. 1 WpHG mitgeteilt, dass der Stimm-

recht santeil von Frau Katharina Brake an der S&O Agrar AG, Leipzig am 3. Juli

2018 auf grund von erlöschen der Vollmacht des Aktionärs Andreas Stöbich die

Schwellen von 25% der Stimmrech te unterschritten hat und an diesem Tag

22,10 % (das entspricht 835.200 Stimmrechten) betra gen hat.
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Stimmrechtsmitteilung nach § 40 Abs. 1 WpHG vom 4. Dezember 2017

· Herr Rolf Birkert hat uns gemäß § 33 Abs. 1 WpHG mitgeteilt, dass sein Stimm-

rechtsan teil an der S&O Agrar AG i. I., Leipzig, am 24. November 2017 die

Schwellen von 20 % und 15 % der Stimmrechte unterschritten hat und an die-

sem Tag 13,62 % (das ent spricht 515.000 Stimmrechten) betragen hat.

Stimmrechtsmitteilung nach § 40 Abs. 1 WpHG vom 23. November 2017

· Herr Alfons Himmelstoss hat uns gemäß § 33 Abs. 1 WpHG mitgeteilt, dass

sein Stimm rechtsanteil an der S&O Agrar AG i. I., Leipzig, am 6. November

2017 die Schwelle von 3 % der Stimmrechte unterschritten hat und an diesem

Tag 2,80 % (das entspricht 106.000 Stimmrech ten) betragen hat.

Stimmrechtsmitteilung nach § 40 Abs. 1 WpHG vom 1. Juni 2011

· Frau Sabine Schmidbaur hat uns gemäß § 33 Abs. 1 WpHG mitgeteilt, dass ihr

Stimm rechtsanteil an der S&O Agrar AG i. I., Leipzig, (Meldung aus der Über-

sicht der Stimm rechts meldungen der BaFin entnommen, Anmeldung 2011 an

„Altgesellschaft“ liegt nicht vor) die Schwelle von 5 % der Stimmrechte über-

schrit ten hat und an diesem Tag 5,29 % (das entspricht 200.000 Stimmrechten)

betragen hat.

Leipzig, den 27. September 2019

___________________________
Hansjörg Plaggemars

Vorstand
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02.08.2018 - 02.08.2017 - 
14.06.2019 01.08.2018

EUR EUR

Periodenergebnis 544 -78

+ Abschreibungen auf Gegenstände des
Umlaufvermögens

 -/+ Abnahme / Zunahme der Rückstellungen 7 -5

 -/+ Zunahme / Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus
Lieferungen und Leistungen sowie anderer Aktiva
(soweit nicht Investitions- oder Finanzierungstätigkeit) -7 -5

+/- Zunahme / Abnahme der Verbindlichkeiten aus 
Lieferungen und Leistungen sowie anderer Passiva
(soweit nicht Investitions- oder Finanzierungstätigkeit) -587 88

+ / - Aufwendungen / Erträge aus außerordentlichen Posten

 = Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit -43 0

 = Cash-Flow aus Investitionstätigkeit 0 0

 = Cash-Flow aus Finanzierungstätigkeit 0 0

Zahlungswirksame Veränderung des
Finanzmittelfonds -43 0

+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 63 63

 = Finanzmittelfonds am Ende der Periode 20 63

S&O Agrar AG i.I., Leipzig

Kapitalflussrechnung für das Rumpfgeschäftsjahr vom 2. August 2018 bis 14. Juni 2019

Leseexemplar - Rechtsverbindlich ist ausschließlich das ausgefertigte und gebundene Testatsexemplar. 



Gezeichnetes 
Kapital

Nicht durch 
Eigenkapital

gedeckter 
Fehlbetrag

Eigen-
kapital

Summe Verlustvortrag Jahresüberschuss Summe Summe Summe
EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Stand 2. August 2018 3.780.000,00 -4.661.846,82 -4.661.846,82 -881.846,82 0,00
Jahresüberschuss 544.195,74 544.195,74 544.195,74 0,00

Stand 14. Juni 2019 3.780.000,00 -4.661.846,82 544.195,74 -4.117.651,08 -337.651,08 0,00

Bilanzverlust

für das Rumpfgeschäftsjahr vom 2. August 2018 bis 14. Juni 2019

S & O Agrar AG i.I., Leipzig

Eigenkapitalveränderungsrechnung 
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S&O Agrar AG i.I., Leipzig

Lagebericht

für das Rumpfgeschäftsjahr vom 2. August 2018 bis zum 14. Juni 2019

Vorbemerkung

Das Amtsgericht Leipzig hat mit Beschluss vom 2. August 2016, berichtigt mit Be-

schluss vom 29. August 2016, das Insolvenzverfahren über das Vermögen der S&O

Agrar AG i.I., Leipzig, eröffnet. Herr Rechtsanwalt Dr. Christoph Alexander Jacobi,

Leipzig, wurde zum Insolvenz-ver walter bestellt.

Mit Beschluss vom 5. Dezember 2017 hat das Amtsgericht Leipzig Frau Eva Kathe-

der, Herrn Heinz Matthies sowie Herrn Rechtsanwalt Oliver Martin zu Mitglie-

dern des Aufsichtsrats der S&O Agrar AG i.I. bestellt. Die gerichtliche Bestellung

war erforderlich, weil die Mandate der bis herigen Aufsichtsratsmitglieder mit Ab-

lauf des 31. August 2017 geendet hatten und die Gesell schaft deshalb nicht mehr

über einen Aufsichtsrat verfügte.

Mit Meldung vom 21. Dezember 2017 wurde Herr Rechtsanwalt Oliver Martin in

der konstituie renden Sitzung zum Aufsichtsratsvorsitzenden gewählt. Der Auf-

sichtsrat hat Herrn Hansjörg Plaggemars mit sofortiger Wirkung zum Vorstand

bestellt.

Während des Insolvenzverfahrens wurde die Sanierung der Gesellschaft durch

Umsetzung des Insolvenzplans vorangetrieben. Der Insolvenzplan wurde in der

Gläubigerversammlung vom 7. Februar 2019 beschlossen und am 10. Mai 2019

rechtskräftig. Mit Beschluss des Amtsgerichts Köln vom 14. Juni 2019 wurde das

Insolvenzverfahren über das Vermögen der S&O Agrar AG i.I. aufgehoben. Die

Ge sellschaft hat daher für den Zeitraum vom 2. August 2018 bis zum 14. Juni 2019

einen Jahresabschluss und für dieses Rumpfge schäftsjahr einen Lagebericht auf-

zu stellen.

Zum Bilanzstichtag 14. Juni 2019 besteht keine Sicherheit über die Fortführung

der Gesell schaft, somit kann die Bewertung der Vermögensgegenstände und

Schulden nicht unter der Annahme der Fortführung der Unternehmenstätigkeit

gem. § 252 Abs.1 Nr. 2 HGB vorgenom men werden. Daher erfolgt die Bewertung

der Vermögensgegenstände und Schulden einzeln zu Liquidationswerten.
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A. Geschäfts- und Rahmenbedingungen

1. Wirtschaftliche Rahmenbedingungen

Die Weltwirtschaft befindet sich derzeit in einer Schwächephase. Der Welthandel

geht seit No vember tendenziell zurück. Die globale Industrieproduktion war zu-

letzt sowohl in den entwickel ten Volkswirtschaften als auch in den Schwellenlän-

dern rückläufig.

Zum Jahresbeginn ist die deutsche Wirtschaft wieder leicht gewachsen. Wie das

Statistische Bundesamt (Destatis) weiter mitteilte, legte das Bruttoinlandsprodukt

(BIP) zwischen Januar und März gegenüber dem Vorquartal um 0,4 % zu. Im 3.

Quartal 2018 war die deutsche Wirt schaftsleistung mit -0,2 % leicht rückläufig, sie

stagnierte mit 0 % im 4. Quartal. 

Nach Angaben des Statistischen Bundesamts lag die jährliche Inflationsrate in

Deutschland in 2018 bei 1,8 %, die Prognose für die Inflationsrate in Deutschland

für 2019 beträgt 1,6 %. Im Mai 2019 lag sie bei 1,4 %. 

Im Vergleich zum Vorquartal stieg das saisonbereinigte BIP im ersten Quartal

2019 im Euro raum um 0,4 % (ER19) und in der EU28 um 0,5 %. Dies geht aus einer

Schnellschätzung her vor, die von Eurostat, dem statistischen Amt der Europäi-

schen Union, veröffentlicht wird. Im vierten Quartal 2018 war das BIP im Euro-

raum um 0,2 % und in der EU28 um 0,3 % gestiegen. 

Die Inflationsrate im Euroraum lag im Mai 2019 bei 1,2 %, gegenüber 1,7 % im

März 2019. Ein Jahr zuvor hatte sie 2,0 % betragen. Die Inflationsrate in der Euro-

päischen Union lag im Mai 2019 bei 1,6 %, gegenüber 1,9 % im April 2019. Ein Jahr

zuvor hatte diese 2,0 % betragen. Diese Daten werden von Eurostat, dem statisti-

schen Amt der Europäischen Union, veröffent licht. 

Die Europäische Zentralbank hatte im März 2016 den Leitzins von 0,05 % auf

0,00 % abge senkt und seitdem auf diesem Niveau belassen. Der Leitzins gibt an,

unter welchen Bedingun gen sich Kreditinstitute bei Noten- und Zentralbanken

Geld leihen können. Der Strafzins für Ge schäftsbanken den die Institute zahlen

müssen, wenn sie überschüssige Gelder über Nacht bei der Notenbank parken,

liegt nach wie vor bei -0,40 %. 

Im Berichtszeitraum hat der Euro gegenüber dem US-Dollar an Wert verloren.

Ausgehend von einem Wert von 1,15 US-Dollar zum Beginn des Berichtszeitrau-

mes sankt der Euro zum Ende des 1. Halbjahres 2019 auf 1,11 US-Dollar. 
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Der Euro hat im aktuellen Berichtszeitraum nur noch leicht gegenüber dem briti-

schen Pfund an Wert verloren. Der Euro sank von einem Wert von 0,90 Euro zum

An fang der Periode auf 0,89 GBP zum Ende des Berichtszeitraums.

2. Geschäftsverlauf

Während des Insolvenzverfahrens wurde die Sanierung der Gesellschaft durch

Umsetzung des Insolvenzplans vorangetrieben. Der Insolvenzplan wurde in der

Gläubigerversammlung vom 7. Februar 2019 beschlossen und am 10. Mai 2019

rechtskräftig. Der Insolvenzplan ist auf der In ternetseite der Gesellschaft

(http://www.soagrar.de/insolvenz/) abrufbar. Mit Beschluss des Amtsgerichts Köln

vom 14. Juni 2019 wurde das Insolvenzverfahren über das Vermögen der S&O

Agrar AG i.I. aufgehoben. Hierdurch entstand ein Rumpfgeschäftsjahr vom 2. Au-

gust 2018 bis zum 14. Juni 2019.

Die Verfahrenskosten gemäß § 54 Nr. 1 und 2 InsO belaufen sich auf TEUR 36

und waren zum 14. Juni 2019 vollständig beglichen. Die sonstigen Masseverbind-

lichkeiten gemäß § 55 Abs. 1 InsO belaufen sich auf TEUR 185. 

Nach dem Insolvenzplan wird im Insolvenzplanverfahren eine Kapitalherabset-

zung im Verhält nis 100:1 in vereinfachter Form nach den Vorschriften über die

vereinfachte Kapitalherabset zung (§§ 229 ff. AktG) durchgeführt. Zugleich soll ei ne

Kapitalerhöhung gegen Bareinlage in Höhe von EUR 113.400,00 (Barkapital-

erhöhung 2019/I) durch Ausgabe von 113.400 neuen, auf den Inhaber lautenden

Stückaktien erfolgen. Den Aktionären wird das Bezugsrecht auf die neu en Aktien

entsprechend ihrem Anteil am Grundkapital in einem Bezugsver hältnis von 1:3

ge währt. Etwaige von den Aktionären nicht bezogene Aktien wer den von der Deut-

sche Balaton AG im Rahmen eines zu vereinbarenden Überbe zugs bezogen. Nach

dem von der BaFin ge genüber der Deutsche Balaton am 2. April 2019 erlassenen

Bescheid zur Befreiung von den in § 37 WpÜG genannten Verpflichtungen, ist die

Deutsche Balaton AG verpflichtet, die nicht ge zeichneten Aktien zu übernehmen

und somit die vollständige Zeichnung der Kapitalerhö hung si cherzustellen. Ande-

renfalls kann die BaFin den vorbezeichneten Befrei ungsbescheid zugunsten der

Deutsche Balaton AG widerrufen. Die neuen Aktien sind ab Beginn des bei Eintra-

gung der Kapitalerhöhung in das Handelsregister laufenden Rumpfgeschäftsjah-

res gewinnberechtigt. Zur Zeichnung werden aus schließlich die Aktionäre der S&O

Agrar AG zugelassen. 
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Die Bezugs rechte erhalten keine eigene Wertpapierkenn nummer, ein börsenmäßi-

ger Bezugsrechtshandel findet nicht statt und wird von der Gesellschaft nicht be-

antragt werden. Die Kapi talerhöhung muss bis zum 31. Oktober 2019 umgesetzt

sein.

Sodann erfolgt eine weitere Kapitalerhöhung gegen Bareinlage in Höhe von

EUR 1.086.600,00 (Barkapitalerhöhung 2019/II) durch Ausgabe von 1.086.600 neu-

en, auf den Inhaber lautenden Stückaktien. Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktio-

näre ist bei der Barkapitalerhöhung 2019/II ausgeschlossen. Zum Bezug der neuen

Aktien aus der Barkapitalerhöhung 2019/II werden aus schließlich die Gläubiger

der von der Schuldnerin ausgegebenen 6%-Wandelanleihe von 2008/2013 (ISIN

DE000A0SLZH9) zugelassen, die im Insolvenzverfahren eine Forderung ange mel-

det haben und deren Forderung zur Tabelle festgestellt wurde. Etwaige nicht bezo-

gene Ak tien werden von der Deutsche Balaton AG im Rahmen eines zu vereinba-

renden Überbezugs bezogen. Nach dem von der BaFin gegenüber der Deutsche

Balaton am 2. April 2019 erlasse nen Bescheid zur Befreiung von den in

§ 37 WpÜG genannten Verpflichtungen, ist die Deut sche Balaton AG verpflichtet,

die nicht gezeichneten Aktien zu übernehmen und somit die voll ständige Zeich-

nung der Kapitalerhöhung sicherzustellen. Anderenfalls kann die BaFin den vor-

bezeichneten Befreiungsbescheid zugunsten der Deutsche Balaton AG widerrufen.

Die neuen Aktien sind ab Beginn des bei Eintragung der Kapitalerhöhung in das

Handelsregister laufenden Rumpfgeschäftsjahres gewinnberechtigt. Zur

Zeichnung werden ausschließlich die Gläubiger der von der Schuldnerin ausgege-

benen 6%-Wandelanleihe von 2008/2013 (ISIN DE000A0SLZH9) zugelassen. Die

Bezugsrechte erhalten keine eigene Wertpapier kenn num mer, ein börsenmäßiger

Bezugsrechtshandel findet nicht statt und wird von der Gesellschaft nicht bean-

tragt werden. Die Kapitalerhöhung muss bis zum 31. Oktober 2019 umgesetzt sein.

Im Übrigen erhalten die Insolvenzgläubiger nach dem Insolvenzplan eine Quote

von rund 9,22 % der nach dem gegenwärtigen Stand bekannten Forderungen nicht

nachrangiger Gläubi ger gegen die Gesellschaft. 

Der als Beteiligungsgesellschaft fortzuführenden S&O Agrar AG i.I. wird durch die

Kapitalerhö hungen ein tragfähiges Geschäftsmodell ermöglicht. Als Beteiligungs-

gesellschaft wird sie durch die Barkapitalerhöhung mit Liquidität ausgestattet. Es

werden jährliche Finanzerträge in Höhe von rund TEUR 150  sowie jährliche Kos-

ten in Höhe von rund TEUR 139 erwartet. Diese zukunftsgerichteten Aussagen

sind jedoch mit deutli cher Unsicher heit behaftet. 

Leseexemplar - Rechtsverbindlich ist ausschließlich das ausgefertigte und gebundene Testatsexemplar. 



Seite 5

Kosten entstehen im Wesentli chen für Personal, die Börsennotiz der Gesellschaft,

den Abschlussprüfer, Vergü tung der Aufsichtsrats- und Vorstandsmitglieder, Ab-

haltung von Hauptversamm lungen sowie Bank- und Transaktionsgebühren. Um-

sätze werden aus der Ver äuße rung der eingegangenen Investments erwartet, also

etwa aus der Veräußerung von Wert papieren und Betei ligungen an anderen Ge-

sellschaften. Daneben wird mit Zinserträgen aus Fi nanz anlagen gerechnet. Bei

Eintritt der Erwartungen ist der Ge sellschaft nach Abzug ihrer Kos ten die Verfol-

gung einer gewinnbringenden Ge schäfts tätigkeit möglich.

Die Kapitalherabsetzung sowie die Barkapitalerhöhung 2019/I wurden zwischen-

zeitlich umge setzt. Noch ist die Barkapitalerhöhung 2019/II, wie im Insolvenzplan

vorgesehen, nicht um ge setzt. Insofern ist derzeit noch unklar, ob die finanzielle

Sanierung der S&O Agrar AG i.I. tat sächlich gelingt. Daher erfolgt die Bilanzierung

im Rumpfgeschäftsjahr vom 2. August 2018 bis zum 14. Juni 2019 zu Liquida tions-

werten.

Die S&O Agrar AG i.I. hat ihr Rumpfgeschäftsjahr mit einem Jahresüberschuss

von TEUR 544 abgeschlossen. Die S&O Agrar AG i.I. war im Berichtszeitraum oh-

ne aktive Geschäftstätigkeit. Zum 14. Juni 2019 beschäftigte die Gesellschaft keine

Mitarbeiter.

B. Darstellung der Ertrags-, Vermögens- und Finanzlage

1. Ertragslage

Im Rumpfgeschäftsjahr erzielte die Gesellschaft einen Überschuss in Höhe von
TEUR 544 (Vorjahr Fehlbetrag: TEUR 78).

Der Überschuss resultiert im Wesentlichen aus den sonstigen betrieblichen Erträ-
gen, die ge genüber dem Vorjahr von TEUR 0 auf TEUR 637 angestiegen sind und
im Wesentlichen aus der Sonderverjährung von Verbindlichkeiten gem. §§ 254b,
259b InsO im Rahmen der Abwick lung durch den Insolvenzplan vom 29. Novem-
ber 2018 resultieren und sonstigen betrieblichen Aufwendungen, die gegenüber
dem Vorjahr von TEUR 48 auf TEUR 78 angestiegen sind und sich insbesondere
aus Aufwendungen für Rechts- und Beratungskosten in Höhe von TEUR 36
(Vorjahr: TEUR 8), Abschluss- und Prüfungskosten in Höhe von TEUR 22
(Vorjahr: TEUR 13) sowie Kosten für die Deutsche Börse AG in Höhe von TEUR 13
(Vorjahr: 12). Die Zinsen und ähnlichen Aufwendungen von TEUR 14 (Vorjahr:
TEUR 30), setzen sich im Wesentlichen zu sammen aus Zinsaufwand für die bege-
bene Anleihe in Höhe von TEUR 11 sowie Zinsen für Darlehen von Aktionären in
Höhe von TEUR 3. 

Leseexemplar - Rechtsverbindlich ist ausschließlich das ausgefertigte und gebundene Testatsexemplar. 



Seite 6

2. Vermögenslage

Die Vermögenslage weist im Wesentlichen sonstige Vermögensgegenstände aus

Steuerforderungen in Höhe von TEUR 18 sowie ein gegenüber dem Vorjahr von

TEUR 63 um TEUR 43 ge sunkenes Bankguthaben in Höhe von TEUR 20 aus. 

Der Überschuss in Höhe von TEUR 544 reduziert den nicht durch Eigenkapital ge-

deckten Fehl betrag auf TEUR 338. 

Die sonstigen Rückstellungen haben sich im Rumpfgeschäftsjahr 2018/2019 von

TEUR 40 um TEUR 7 auf TEUR 47 erhöht und setzen sich im Wesentlichen aus

Rückstellungen für Haupt versammlungskosten in Höhe von TEUR 15,

Rückstellungen für Jahresabschluss- und Prü fungskosten in Höhe von TEUR 19

sowie Rückstellungen für Vergütungen der Mitglieder des Aufsichtsrats in Höhe

von TEUR 13 zusammen.

Die Verbindlichkeiten aus Anleihen wurden im Rumpfgeschäftsjahr im Rahmen

der Umsetzung des Insolvenzplans auf den aus der Insolvenzmasse ausschüttba-

ren Betrag von TEUR 221 um TEUR 198 auf TEUR 24 wertberichtigt und werden

im Rahmen der Ausschüttung der Insolvenz quote von 9,22 % vollständig zurück-

geführt.

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen gingen im Rumpfge-

schäftsjahr von TEUR 363 um TEUR 236 auf TEUR 127 zurück. Dies resultierte im

Wesentlichen aus Wertbe richtigung der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und

Leistungen im Rahmen der Umsetzung des Insolvenzplans auf den aus der Insol-

venzmasse ausschüttbaren Betrag von 350 TEUR um 231 TEUR auf 119 TEUR. Im

Rahmen der Ausschüttung der Insolvenzquote wurden TEUR 1 zurückgeführt.

Masseverbindlichkeiten sind im Berichtszeitraum in Höhe von TEUR 9 entstan-

den. Das in 2015 von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

(„BaFin“) verhängte Bußgeld in Höhe von TEUR 118 konnte auf Grund

§ 225 Abs. 3 InsO durch die Insolvenz nicht ausgeschlossen oder eingeschränkt

werden. Auf Grund der angespannten Liquiditätslage hat die S&O Agar AG eine

Stundung über zwei Jahre bei der BaFin beantragt, über den Antrag wurde jedoch

zum Aufstellungs zeitpunkt des Jahresabschlusses noch nicht beschieden.

Die sonstigen Verbindlichkeiten haben sich von TEUR 332 um TEUR 154 auf

TEUR 178 verrin gert. Der Rückgang resultiert im Wesentlichen aus der Ausbu-

chung von Zinsver bindlichkeiten für die begebene Anleihe und Darlehen aus der

Vorinsolvenzzeit auf den aus der Insolvenzmas se ausschüttbaren Betrag. 
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Die sons tigen Verbindlichkeiten bestehen im Wesentlichen aus Dar lehen seitens

der Ge sellschafter.

Die Bilanzsumme hat sich von TEUR 956 zum 1. August 2018 auf TEUR 376 zum

14. Juni 2019 verringert. 

3. Finanzlage

Der Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit beträgt TEUR -43. 

Dieser resultiert aus dem Jahresüberschuss 2018/2019 von TEUR 544 zzgl. der Zu-

nahme der Rückstellungen in Höhe von TEUR 7, abzgl. der Zunahme der sonsti-

gen Vermögensge genstän de und sonstigen Aktiva in Höhe von TEUR 7 sowie

abzgl. der Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen und

sonstiger Passiva in Höhe von TEUR 587.

Investitions- und Finanzierungstätigkeiten konnten im Rumpfgeschäftsjahr

2018/2019 nicht ge tätigt werden.

Mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens mit Beschluss vom 2. August 2016 ging

die allgemeine Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis auf den Insolvenzverwalter

gemäß § 80 InsO über. Mit Beschluss des Amtsgerichts Leipzig vom 14. Juni 2019

wurde das Insolvenzverfahren über das Vermögen der S&O Agrar AG i.I. aufgeho-

ben.

4. Eigenkapital, Bilanzverlust und nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehl be-

trag

Das gezeichnete Kapital belief sich zum Ende des Rumpfgeschäftsjahres unverän-

dert auf TEUR 3.780. Während des Jahres wurden keine Aktien ausgegeben. Ein-

zelheiten zur Zusam mensetzung des gezeichneten Kapitals und der Anzahl der

ausgegebenen Aktien sind im Ab schnitt G. unter „Übernahmerelevante Angaben“

aufgeführt.

Durch den Jahresüberschuss des Rumpfgeschäftsjahres 2018/2019 von TEUR 544

hat sich der Bilanzverlust von TEUR 4.662 auf TEUR 4.118 zum Bilanzstichtag

14. Juni 2019 reduziert. Der Bilanzverlust von TEUR 4.118 übersteigt das vorhan de-

ne Eigenkapital (Grundkapital) um TEUR 338. Dieser Betrag wird auf der Aktiv sei-

te im Posten „Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag“ ausgewiesen.
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5. Gesamtaussage zum Wirtschaftsbericht

Aufgrund dessen, dass die S&O Agrar AG i.I. keinen eigenen Geschäftsbetrieb be-

sitzt, konnten keine Umsatzerlöse zur Deckung der Aufwendungen erzielt werden.

Dies hatte eine ange spannte Liquiditätslage der S&O Agrar AG i.I. zur Folge. 

Mit Beschluss des Amtsgerichts Leipzig vom 14. Juni 2019 wurde das Insolvenz ver-

fahren über das Vermögen der S&O Agrar AG i.I. aufgehoben. 

Auf Basis des bestätigten und seit 10. Mai 2019 rechtskräftigen Insolvenzplans

geht die Gesell schaft davon aus, dass der als Beteiligungsgesellschaft fortzuführen-

den S&O Agrar AG i.I. durch die im Insolvenzplan vorgesehenen Kapitalerhöhun-

gen ein tragfähiges Geschäftsmodell ermöglicht wird. Als Beteiligungsgesellschaft

wird sie durch die Barkapitalerhöhung mit Liquidi tät ausgestattet. Bei Eintritt der

Erwartungen ist der Gesellschaft in den folgenden Jahren nach Abzug ihrer Kos-

ten die Verfolgung einer gewinnbringenden Geschäftstätigkeit möglich.

Die Kapitalherabsetzung sowie die Barkapitalerhöhung 2019/I wurden zwischen-

zeitlich umge setzt. Noch ist die Barkapitalerhöhung 2019/II, wie im Insolvenzplan

vorgesehen, nicht um ge setzt. Insofern ist derzeit noch unklar, ob die finanzielle

Sanierung der S&O Agrar AG i.I. tat sächlich vollends gelingt. Daher erfolgt die Bi-

lanzierung im Rumpfgeschäftsjahr vom 2. August 2018 bis zum 14. Juni 2019 zu

Liquidationswerten.

C. Chancenbericht

Der Vorstand geht derzeit davon aus, dass der am 10. Mai 2019 rechtskräftig ge-

wordene Insol venzplan umgesetzt wird, auch wenn dies noch mit Risiken behaftet

ist. Sollte die Gesellschaft den Insolvenzplan mit den erläuterten Kapitalmaßnah-

men vollends umsetzen können, so beab sichtigt der Vorstand den Geschäftszweck

in den einer Beteiligungs gesellschaft zu ändern und das zugeführte Kapital in bör-

sennotierte und nicht börsennotierte Beteiligungen mit einem guten Chance-/ Risi-

ko-Verhältnis zu investieren. Der Vorstand sieht auf Basis dieses neuen Ge schäfts-

konzeptes bei Zuführung von ausreichendem Kapital die Chance einer gewinn-

bringen den Geschäftstätigkeit. 

Aufgrund der aktuellen Liquiditätslage und aufgrund des noch nicht vollständig

umgesetzten In solvenz plans, sieht der Vorstand erst nach vollständiger Umset zung

der Kapitalmaßnahme, wie im Insolvenzplan beschrieben, eine Chance eine eigen-

ständige Geschäftstätigkeit als Beteili gungsgesellschaft aufzunehmen.
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D. Risikobericht

Ziel des verfolgten Risikomanagements ist die Minimierung aller von der Gesell-

schaft selbst zu tragenden Risiken. Die Unternehmensleitung ist zunächst be strebt,

Risiken für die S&O Agrar AG i.I. zu vermeiden und ggf. zu vermindern. Der Risi-

kotransfer, d. h. die Überwäl zung von Risiken auf Dritte, stellt ein weiteres Ziel des

Managements dar. 

Mit diesem Risikomanagementsystem verfolgt S&O Agrar AG i.I. die Strategie,

mögliche Ge fährdungspotenziale zu vermeiden oder zu verringern und den Be-

stand sowie die erfolgreiche Weiterentwicklung der Gesellschaft sicherzustellen. 

1. Risiken

Für die S&O Agrar AG i.I. als Gesellschaft ohne Geschäftsbetrieb wurden folgende

wesentliche Geschäftsrisiken identifiziert: 

Risiken aus fehlender Liquidität: 

Die Verfügungsgewalt über die Barmittel ist im Rahmen des allgemeinen Verfü-

gungsverbots während des Insolvenzverfahrens auf den Insolvenzverwalter über-

gegangen. Das Insolvenzver fahren wurde am 2. August 2016 eröffnet. Mit Be-

schluss des Amtsgerichts Leipzig vom 14. Juni 2019 wurde das Insolvenzverfahren

über das Vermögen der S&O Agrar AG i.I. aufgehoben. 

Der Insolvenzverwalter und die Deutsche Balaton AG als Geberin eines Massezu-

schusses sind bemüht, den Fortbestand der S&O Agrar AG i.I. im Rahmen eines

Insolvenz plan verfahrens zu sichern. Es wird erwartet, dass die im Insolvenzplan

vorgesehenen Kapitalmaßnahmen in den nächsten Monaten vollständig umgesetzt

werden. Sollte dies jedoch nicht wie vorgesehen um gesetzt werden können, würde

dies zu einer angespannten Liquiditätslage der Gesellschaft füh ren. Dies würde zu

bestandsgefährdenden Risiken führen.
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Personelle Risiken: 

Der Vorstand der Gesellschaft besteht seit 7. März 2017 nur aus einem Vorstands-

mitglied. Soll te der Vorstand sein Amt aus irgendwelchen Gründen nicht weiter

ausüben können, würde dies ein signifikantes Risiko für die weitere geordnete Ge-

schäftstätigkeit der Gesellschaft bedeuten.

Risiken aus Rechtsstreitigkeiten: 

Es sind derzeit keine anhängigen Aktivprozesse und keine anhängigen Passivpro-

zesse be kannt. Kosten für abgeschlossene Rechtsstreitigkeiten sind im Abschluss

zum 14. Juni 2019 berücksichtigt. Auf das abgeschlossene Insolvenzverfahren

über das Vermögen der Gesell schaft wird vorsorglich hingewiesen.

2. Gesamtbewertung der Risikolage

Der Vorstand geht derzeit davon aus, dass der am 10. Mai 2019 rechtskräftig ge-

wordene Insol venzplan umgesetzt wird, auch wenn dies noch mit Risiken behaftet

ist. Mit Beschluss des Amtsgerichts Leipzig vom 14. Juni 2019 wurde das Insol-

venzverfahren über das Vermögen der S&O Agrar AG i.I. aufgehoben. Sollte die

Gesellschaft den Insolvenzplan mit den dort erläuter ten Kapitalmaßnahmen um-

setzen können, beabsichtigt der Vorstand den Geschäftszweck in den einer Beteili-

gungsgesellschaft zu ändern und das zugeführte Kapital in börsennotierte und

nicht börsennotierte Beteiligungen mit einem guten Chancen-/Risiko-Verhältnis

zu investieren. Der Vorstand sieht auf Basis dieses neuen Geschäftskonzeptes bei

Zu führung von ausreichen dem Kapital die Chance einer gewinnbringenden Ge-

schäftstätigkeit. 

Aufgrund der aktuellen Liquiditätslage und aufgrund des noch nicht vollständig

umgesetzten In solvenz-plans, sieht der Vorstand erst nach vollständiger Umset-

zung der Kapitalmaßnahmen, wie im Insolvenzplan beschrieben, eine Chance, ei-

ne eigenständige Geschäftstätigkeit als Be teiligungsgesellschaft aufzunehmen.
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E. Prognosebericht

Die S&O Agrar AG i.I. erwartet nach vollständiger Umsetzung der im Insolvenz-

plan beschriebe nen Kapitalmaßnahmen die Gesellschaft als Beteiligungsgesell-

schaft fortzuführen. Als Beteili gungsgesellschaft wird sie durch die anstehende

Barkapitalerhöhung mit Liquidität ausgestattet. Es werden jährliche Finanzerträge

nach Begleichung des BaFin Bußgeldes in Höhe von TEUR 118 in Höhe von rund

TEUR 150 sowie jährliche Kosten in Höhe von rund TEUR 139 pro Jahr erwartet.

Diese zukunftsgerichteten Aussagen sind jedoch mit deutlicher Unsicherheit be-

haftet. Kosten entstehen erwartungsgemäß im Wesentlichen für Personal kosten,

die Börsennotiz der Gesellschaft, den Abschlussprüfer, Vergütung der Aufsichts-

rats- und Vorstandsmitglieder, Ab haltung von Hauptversammlungen sowie Bank-

und Trans aktionsgebühren. Erträge werden aus der Veräußerung der eingegange-

nen Investments erwartet, also etwa aus der Veräußerung von Wertpapieren und

Beteiligungen an anderen Gesellschaften. Daneben wird mit Zinserträgen aus Fi-

nanzanlagen gerechnet. Bei Eintritt der Erwartungen ist der Gesellschaft in den

folgenden Jahren nach Abzug ihrer Kosten die Verfolgung einer gewinnbringen-

den Geschäftstätigkeit möglich.

Die Kapitalherabsetzung sowie die Barkapitalerhöhung 2019/I wurden zwischen-

zeitlich umge setzt. Noch ist die Barkapitalerhöhung 2019/II, wie im Insolvenzplan

vorgesehen, nicht um ge setzt. Insofern ist derzeit noch unklar, ob die finanzielle

Sanierung der S&O Agrar AG i.I. tat sächlich vollends gelingt. 

F. Gesamtaussage

Zusammenfassend ist festzustellen, dass auf Basis des am 10. Mai 2019 rechts kräf-

tigen ge wordenen Insolvenzplans, bei Umsetzung der im Insolvenzplan gen annten

Kapital maßnahmen, der Vorstand der S&O Agrar AG i.I. die Möglichkeit einer

neuen gewinn bringenden Geschäftstä tigkeit sieht.

Das Insolvenzverfahren über das Vermögen der S&O Agrar AG i.I. wurde mit Be-

schluss des Amtsgerichts Leipzig vom 14. Juni 2019 aufgehoben. 

Die Kapitalherabsetzung sowie die Barkapitalerhöhung 2019/I wurden zwischen-

zeitlich umge setzt. Noch ist die Barkapitalerhöhung 2019/II, wie im Insolvenzplan

vorgesehen, nicht um ge setzt. Insofern ist derzeit noch unklar, ob die finanzielle

Sanierung der S&O Agrar AG i.I. tat sächlich vollends gelingt. Daher erfolgt die Bi-

lanzierung im Rumpfgeschäftsjahr vom 2. August 2018 bis zum 14. Juni 2019 zu

Liquidationswerten.
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G. Rechtliche Angaben

1. Vergütungsbericht – Vorstand und Aufsichtsrat

Den Mitgliedern des Vorstands wurde im Rumpfgeschäftsjahr analog dem Vorjahr

keine Vergü tung zugesagt und/oder ausbezahlt. 

Die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats ist in der Satzung geregelt und

wird durch die Hauptversammlung bestimmt. Analog dem Vorjahr wurde den

Mitgliedern des Aufsichtsrates keine Vergütung ausbezahlt. Für Vergütungen des

Aufsichtsrats werden im Rumpf geschäftsjahr 2018/2019 TEUR 4 unter den Posten

„sonstige betriebliche Aufwendungen“ ausgewiesen, kor respondierend zur Bil-

dung einer Rückstellung mit Ausweis unter den Posten „sonstige Rückstel lungen“.

2. Übernahmerelevante Angaben

Die S&O Agrar AG i.I. ist als börsennotierte Gesellschaft, deren stimmberechtigte

Aktien an ei nem organisierten Markt im Sinne des § 2 Abs. 7 WpÜG notiert sind,

verpflichtet, in den Lage bericht die in §§ 289 Abs. 4 HGB näher bezeichneten An-

gaben aufzunehmen. Sie sollen einen Dritten, der an der Übernahme einer bör-

sennotierten Gesellschaft interessiert ist, in die Lage versetzen, sich ein Bild von

der Gesellschaft, ihrer Struktur und etwaigen Übernahmehindernis sen zu ma-

chen.

a) Zusammensetzung des gezeichneten Kapitals

Das gezeichnete Kapital der S&O Agrar AG i.I. betrug zum Bilanzstichtag

EUR 3.780.000,00 und war in 3.780.000 auf den Inhaber lautende Stammaktien oh-

ne Nennwert (Stückaktien) mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von

EUR 1,00 je Aktie eingeteilt. Das Grundkapital ist in Höhe von EUR 3.780.000,00

vollständig eingezahlt. Mit allen Aktien sind die gleichen Rechte und Pflichten ver-

bunden; Aktien unterschiedlicher Gattung sind nicht vorhanden. Jede Aktie an

S&O Agrar AG i.I. gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme und den glei-

chen Anteil am Gewinn.

Die Gesellschaft verfügt derzeit über kein genehmigtes Kapital.
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b) Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragung von Aktien be-

treffen

Aus eigenen Aktien stehen der Gesellschaft keine Rechte zu. In den Fällen des

§ 136 AktG ist das Stimmrecht aus den betroffenen Aktien kraft Gesetzes ausge-

schlossen.

c) Direkte oder indirekte Beteiligungen, die 10 % der Stimmrechte über-

schreiten

Hinsichtlich direkter und indirekter Beteiligungen am Kapital der S&O Agrar AG

i.I., die zehn Prozent übersteigen, wird auf die im Anhang zum Jahresabschluss

der S&O Agrar AG i.I.  ge machten Angaben unter dem Punkt „VIII. Mitteilungen

nach dem Aktiengesetz bzw. Wertpa pierhandelsgesetz“ verwiesen.

d) Gesetzliche Vorschriften und Bestimmungen der Satzung über die Ernen-

nung und Abberufung von Vorstandsmitgliedern und die Änderung der

Sat zung

Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Vorstands erfolgen auf der Grund-

lage der §§ 84, 85 AktG. Gemäß § 84 AktG werden die Vorstandsmitglieder vom

Aufsichtsrat für eine Amtszeit von höchstens fünf Jahren bestellt. Eine wiederhol-

te Bestellung oder Verlängerung der Amtszeit ist zulässig. Der Vorstand der S&O

Agrar AG i.I.  besteht gemäß § 5 der Satzung aus einem oder mehreren Mitglie-

dern. Über die Zahl der Mitglieder des Vorstands, die Bestellung und den Wider ruf

der Bestellung sowie die Anstellungsverträge entscheidet der Aufsichtsrat. Der

Auf sichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands und einen Stellvertreter des

Vorsitzenden er nennen. Der Aufsichtsrat kann die Bestellung zum Vorstandsmit-

glied widerrufen, wenn ein wich tiger Grund vorliegt. Ein solcher Grund ist na-

mentlich grobe Pflichtverletzung, Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen Geschäfts-

führung oder Vertrauensentzug durch die Hauptversammlung, es sei denn, dass

das Vertrauen aus offenbar unsachlichen Gründen entzogen worden ist. Der Auf-

sichtsrat kann eine Geschäftsordnung für den Vorstand erlassen.

Jede Satzungsänderung bedarf eines Beschlusses der Hauptversammlung. Der Be-

schluss der Hauptversammlung bedarf einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel

des bei der Beschlussfas sung vertretenen Grundkapitals umfasst. 
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Gemäß § 179 Abs. 2 Satz 2 AktG kann die Satzung eine andere Kapitalmehrheit,

für eine Änderung des Gegenstands des Unternehmens jedoch nur eine größere

Kapital mehrheit bestimmen. Nach der Satzung der S&O Agrar AG i.I. fasst die

Hauptver sammlung, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften entgegen-

stehen, ihre Be schlüsse mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen

und – sofern das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vor-

schreibt – mit der einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen

Grundkapitals.

3. Erklärung zur Unternehmensführung gemäß § 289a HGB

Die Erklärung zur Unternehmensführung gemäß § 289a HGB steht auf der Inter-

netseite der Ge sellschaft unter http://www.soagrar.de/corporate-governance/   dau-

erhaft zur Verfügung.

4. Versicherung der gesetzlichen Vertreter (§ 264 Abs. 2 Satz 3 HGB, § 289

Abs. 1 Satz 5 HGB)

Ich versichere nach bestem Wissen, dass gemäß den anzuwendenden Rechnungs-

legungs grundsätzen der Jahresabschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechen des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver-

mittelt und im Lagebericht der Ge schäftsverlauf einschließlich des Geschäftser-

gebnisses und die Lage der Gesellschaft so dar gestellt sind, dass ein den tatsächli-

chen  Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt wird, so wie die wesentlichen

Chancen und Risiken der voraussichtlichen Entwicklung der Gesellschaft be-

schrieben sind.

Leipzig, den 27. September 2019

___________________________
Hansjörg Plaggemars
Vorstand
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